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Information

fiir die Mitghieder der ARE und des Bundes der Neusiedler-Erben ( BNE) zur Thematik
.. Bodenaffare geht in die neue Runde* und

. Der Brandenburger Bodenreform-Skandal, seine Folgen und die Bedeutung

im Wahlkampf 2009

Angesichts der begmnenden Offensive zur werteren Aufkldrung und Aufarbeitung der Bodenaffire,
eninnern wir heute an das Treffen in Strausberg im Jum 2008

Zur Erinnerung. Ausgelist 2007/2008 durch die Intervenuion und intensive Offenthchkentsarbent der
ARE , die nach dem verheerenden Urteil des Bundesgenichishofes vom 07 Dez 2007 gegen die
Machenschaften des Finanzmimisteriums  die brandenburgische Landesregierung in thre bisher
schwerste und anhaltende Knise gestirzt hat, haben wir fur die Betroffenen immer wieder eine
korrekte Erbenermuttiung gefordert und auch beschrieben, wie diese durchzufuhren 1st.

Da das brandenburgische Finanznunisterium sich weiterhin um eme Aufklirung und Aufarbeitung
zu bemiihen scheint, verweisen wir auf die  Resolution von Grof Behmitz” vom 28 April 2009

und ztieren die Stellungnahme des von ARE vorgeschlagenen und angebotenen Fach
Erbenermuttlers Dr_Gerhard Moser ( Baden-Baden) tm Auszug

Dhe BErmuittlungsverhinderung zieht sich wie ein roter Faden durch die
deutsche Nachwendegesetzgebung

Vehikel Datenschutz 1m Personenstandswesen, hier § 61 PSIG
(Personenstandsgesetz} bzw §§ 34, 78 FGG (Zugang zu Genchtsakten) Wer
Aktenemsicht oder Personenstandsurkunden, wie

z B. Geburtsurkunde des Bruders, Hewratsurkunde des Onkels oder auch
Sterbeurkunden aus semer Familie oder sog Beischreibungen (werde ich
erlautern), verlangt, muss em rechthches Interesse, ggf uber ein
Verwandtschaftsverhaltmis belegen Das Gleiwche gilt auch ber der Ewnsicht in
Nachlassakten der Gerichte Wenn aber emn evtl Vollmachtgeber, also emne
naturliche Person als Rechisnachfolger, unbekannt 1st, musste normalerweise,
und hier gt der Amtsermittlungsgrundsatz, uber em zustandiges
Nachlassgenicht ein Nachlasspfleger (§ 1960 BGB) zur Vermogenssicherung
und Erbenermuttlung bestellt werden Schhefhch mussen diejenigen
Personen, denen Rechte zustehen konnien, vom Vermogenswert aus
begimnend zielgerichtet ermittelt werden - Auch die DDR kannte die
Bestellung von Nachlasspflegern bzw die ,Vorsorge” der Staathchen
Notarate (§ 415 Abs 1, 2, 3 ZGB) /
Inshesondere die Standesamter verwelgern oftmals ohne eine solche
Vollmacht emes Berechtigten oder auch emes Nachlasspflegers auf uns
Erbenermittlungsinstitute Auskunfte, geschweige denn 'Ausstellung von
Urkunden Das Innenministerium des Landes Brandenburg hatte bereits am
17101995 also ca 5 Jahre nach der Wiedervereimgung, mit emem
Runderlass an samtliche Standesamter 1n Brandenburg mitgeteilt
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und hxer galt der Amtscnuittlungsgmndsatz, uber ern zustandrges
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1 Erbenermitflungsinstituten, wenn sie nicht emndeutig ewn berechfigtes
Interesse nachweisen, Urkundenaushandigung zu verweigern 1st und

5 auch ber wvorhegender Vollmacht eines Nachlasspflegers solche
Urkunden nicht an die Ermuttler auszuhandigen sind, da die Vollmacht
des Pflegers angeblich nicht ubertragbar sel (Anlage A 1)

Naturlich wurde dies uber mehrere Verfahren, da auch andere Bundeslander
sich hier schnell anschlossen, wieder aufgehoben, denn sehr wohl kann em
Nachlasspfleger Untervollmachten ertellen

Jahrhich sterben in Deutschland ca 700 000 bis 800 000 Menschen und in

irgendeiner Form 1st  dies dann auch mt Erbenfolgen verbunden
Hunderttausende von Ehen werden geschlossen und wieder geschieden, mit
oder ohne Kinder, oder die Kinder werden in die nachste Ehe emes der
Ehepartner mit neuer Namensgebung ubernommen Es 1st immer so, dass
Grundstuck und Gebaude, seien sie enteignet oder nicht enteignet, oder
Bodenreformland immer irgendeiner Person irgendwann emnmal gehorte bzw
sonst wie zugeschrieben werden konnte, sel es vor Jahrzehnten Ein solcher
Wert kann nicht emnfach untergehen, vielmehr muss der Gesetzgeber dafur
Sorge tragen, dass die Rechtsnachfolge vom ehemalgen Rechtsinhaber
ausgehend uber seine Erben bis n die Gegenwart verfolgt wird. Hier haben
wir dem Land Brandenburg, dem Finanzmimster, Hilfe angeboten, was aber
abgelehnt wurde (Anlage A 2) Auch dies wurde in den Medien bereits
berichtet

Selbst das BAROV hat mur in diesem 7Zusammenhang bereits 1m Dezember
2004 bestatigt, dass das Bundesamt keine Auftrage zur Erbenermittlung
hetreibt (Anlage A 3) — Daber konnten aus Datenbestanden der Kommunen
uber Datenabgleich ohne all zu grofen Aufwand solche Ermuttlungen von
selbst durchgefithrt werden

Fest sleht, dass man nach der deutschen Wiederveremmigung den alten § 1960
BGBE (Pflegerbestellung) fur die Vermogensregelungen 1m Beitrittsgebiet
nicht zur Anwendung brachte, sondern § 11 b VermG bzw Art 233§ 2 Abs 3
EGBGB ewngefuhrte, wobel die Uberwachung dieser Vertreter durch die
Kommunen selbst besteht und micht durch unabhangige Nachlassgerichte
Der Krels schlieBt sich also Nach Beendigung des kommunistischen
Abschnitts unserer Geschichte setzte die eigenthche Zementierung der DDR-
Konfiskation ein

Art 14 GG lasst grufen, selbst die Verfassung der DDR kannte Erbrecht und
Eigentumsgarantie (Art 11 Verf DDR vom 06 04 1968 oder §§ 23, 25 ZGB
vom 19 06 1975)
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l Krhenermrttlungsrnstrtuten, wenn sre nrcht erndeutrg ern berechtrgtes
Interesse nachwersen, Urkundenaushandrgung zu verwergern rst und
Z auch ber vorlregender Vollmacht ernes Nachlassutlegers solche
Urkunden nrcht an dre Errnrttler auszuhandrgen srnd, da dre Vollmacht
des Prlegers angeblrch nrcht ubertragbar ser [Anlage A 1)
Naturlreh wurde dres uber mehrere Verfahren, da auch andere Bundeslander
srch hrer schnell anschlossen, wreder aufgehoben, denn sehr wohl kann ern
Nzrclrlassplleger Untervollmachten erterlen
Iahrlrch sterben rn Deutschland ca 700 000 brs B00 000 Menschen und rn
rrgenderner Form rst dres dann auch nnt Erbenlolgen verbunden
Ilunderttausende von Ehen werden geschlossen und wreder geschreden, mrt
oder ohne Krnder oder dre Krnder werden m dre nachste Ehe ernes der
Ehepartner rnrt neuer Namensgebung ubernommen Es rst rmmer so, dass
Grundstuck und Gebaude, seren sre entelgnet oder nrcht entergnet, oder
Bodenreformland rmmcr rrgenderner Person rrgendwann ernmal gehorte bzw
sonst wre zugeschrreben werden konnte, ser es vor jahrzehnten Em solcher
Wert kann nicht ernfach untergehen, vrelmehr muss der Gesetzgeber dafur
Sorge tragen, dass dre Rechtsnaehfelgc vom ehenralrgen Rechtsrnhaber
ausgehend uber serne Erben Ins rn dre Gegenwart verfolgt vnrd, Hrer haben
wrr dem Land Brandenburg, dem Frnanzmrnrslerp Hrlfe angeboten, was aber
abgelehnt wurde (Anlage A 2) Auch dres wurde rn den Medren bercrts
bcrrwhtet
Selbst das BAROV hat mrr vn dresem Zusammenhang bercrts rm Dezember
2004 bestatrgt, dass das Bundesamt keine Aultrage zur Erhenermrttlung
betrerht (Anlage A 3) — Daher konnten aus Datenbestanden der Kommunen
uber Datenabglereh ohne all zu großen Aufwand solche Evrmttlungen von
selbst durchgefuhrt werden
Fest steht, dass man nach der deutschen Wrerlerverernrqung den alten 5 1960
BGB (Pllegerbestellung) fur dre \/errnogensregelungen rm Bertrrttsgebrct
nrrht zur Anwendung brachte, sondern 5 1] b VerrnG bzw Art 233 § 2 Abs 3
EGBGB erngefuhrte, weber dre Uberwachung dreser Vertreter durch dre
Kommunen selbst besteht und nrcht durch urrabhangrge Naehlassgenchte
Der Krers schheßt sreh also Nach Beendrgung des kommunrstrschen
Abschnvtls unserer Gesclnchte setzte dre ergentlmhe Zementremng der DDR,
Konliskatron ern
Art L4 GG lasst grullen, selbst dre Verfassung der DDR kannte Erbrecht und
lirgentumsgarantre (Art ll Verf DDR vom 06 04 1968 oder §§ 23, 25 ZGB
vom 19 061975)
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